
Events der Woche

Das in Graz und Wien ansässige
Unternehmen Austin|BFP lud

Ende Oktober Rechtsanwälte und
Notare in das Wiener Büro im ers-
ten Bezirk zu einer Diskussion.
Romuald Bertl, Vorstand des Insti-
tuts für Revisions-, Treuhand- und
Rechnungswesen der WU Wien,
gab einen Überblick zum Thema
Gesellschaftsrecht und Unterneh-
mensbewertung und führte durch
die Veranstaltung. Stephan Frotz,
Partner von Frotz Riedl Rechtsan-
wälte sowie Martin Schereda, Ge-
schäftsführer von Austin|BFP und
Günter Holl, CVA, Spezialist für
Unternehmensbewertungen, spra-
chen über Anlassfälle und Gestal-
tungsmöglichkeiten von Bewer-
tungsregeln sowie deren mögliche
Konsequenzen in Gesellschaftsver-
trägen.

Beim Corporate Evening der glo-
balen Anwaltskanzlei DLA Piper

Ende September in Wien standen
aktuelle Fragen der österreichi-

schen Exportwirtschaft beim Enga-
gement in Russland im Blickpunkt.
David Christian Bauer, Country
Managing Partner des Wiener DLA-
Piper-Büros, sprach ebenso zum
Thema wie Michael Angerer, Re-
gionalmanager der Wirtschafts-
kammer Österreich, Außenwirt-
schaft Osteuropa/Zentralasien, und
Steffen Kaufmann, Partner im
Moskauer DLA-Piper-Büro. Die
Kanzlei verfügt auch über eine Nie-
derlassung in St. Petersburg.

Zahlreiche Gäste informierten
sich Ende Oktober bei Cerha

Hempel Spiegelfeld Hlawati über
Trends und Entwicklungen zur
„positiven Fortbestehensprogno-
se“. Hans-Georg Kantner, Leiter
des Bereichs Insolvenz, KSV 1870,
und Roman Pongracz, Partner GCI
Management GmbH, referierten
über ihre Praxiserfahrungen.
Schließlich diskutierte das Podium
rund um die Vortragenden, Franz
Mohr, Bundesministerium für Jus-

tiz, Andreas Konecny, Universität
Wien, unter der Moderation von
IreneWelser, Partner CHSH.

Beim diesjährigen gemeinsamen
Seminar der Transport-und-

Banking-&-Finance-Kommissionen
der internationalen Junganwälte-
organisation Aija (Association
internationale des jeunes advocats)
war Rechtsanwältin Irena Gogl-
Hassanin, LL.M., von Fellner Wrat-
feld & Partner, nicht nur als Mit-

organisatorin, sondern auch als
Vortragende zum Thema „Property
And Insolvency Law Issues in Avia-
tion Finance Transactions in Aus-
tria“ in Oslo vertreten.

Deal der Woche

Wolf Theiss hat die Filtration
Group, eine Tochter des Fi-

nanzinvestors Madison Capital
Partners, zu allen Belangen der
Transaktion beraten, die österrei-
chisches, tschechisches, ungari-
sches, polnisches und rumänisches
Recht betreffen. Lead Counsel
für Madison Capital ist Hengler
Mueller. Das Wolf-Theiss-Bera-
tungsteam wurde von Michael
Lind (Corporate/M&A sowie Koor-
dination) und Niklas Schmidt (Tax)
geleitet.
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Zebra ist – auch – „ein in den Savannen Afrikas lebendes Pferd“. [ Reuters ]

Höchstgericht: Man(n)
darf auch Zebra heißen
Namensänderung.Magistrat und Verwaltungsgericht
Wien missachteten Recht auf Privat- und Familienleben.

VON BENEDIKT KOMMENDA

Wien. Zebra ist nicht bloß, wie der
Magistrat Wien meinte, „ein in
den Savannen Afrikas lebendes
Pferd“. Es ist auch ein möglicher
Nachname. Entsprechende Bele-
ge in der Familiengeschichte vo-
rausgesetzt, hat man das Recht,
seinen Namen auf Zebra ändern
zu lassen. Das hat der Verfas-
sungsgerichtshof entschieden und
damit die Linie von Magistrat und
Landesverwaltungsgericht Wien
korrigiert (E 880/2016).

Ein Mann wollte zum frühe-
ren Familiennamen zurückkeh-
ren, den der Vater seines Vaters –
möglicherweise wegen der Zwei-
deutigkeit – in den 1950er-Jahren
für sich und seine Familie abge-
legt hatte. Seine Vorfahren hatten
seit Generationen Zebra gehei-
ßen; der letzte Namensträger, ein
Großonkel des späteren Be-
schwerdeführers, war 1991 ver-
storben. Der Magistrat lehnte eine
Namensänderung ab. Zebra sei
(anders als Fuchs oder Hahn) völ-

lig ungebräuchlich, eine Einschau
in alle Register habe ergeben, dass
keine einzige in Österreich leben-
de Person so heiße. Auch das Ver-
waltungsgericht wollte eine „Ei-
genkreation von Familiennamen“
verhindern, verbietet das Gesetz
doch die Wahl eines Namens, die
zur Kennzeichnung von Personen
im Inland nicht gebräuchlich ist.

Laut VfGH hat das Gericht da-
mit das Recht auf Privat- und Fa-
milienleben missachtet. Es ver-
kenne nämlich, dass Familienna-
men immer auch eine historische
Dimension hätten. Auf einen
schon früher getragenen Fami-
liennamen zurückzugreifen, sei
keine Eigenkreation.

„Ich denke, der Entscheidung
des VfGH kann man nur bei-
pflichten“, sagt Herrn Zebras An-
walt, Harald Karl. „Es ist vielmehr
erstaunlich, dass es die Vorinstan-
zen darauf haben ankommen las-
sen, da doch sehr klar war, dass es
schlagende persönliche Interes-
sen gibt, hingegen kaum nachvoll-
ziehbare öffentlich-rechtliche.“

Wertschöpfungsabgabe ist eine
sachliche Diskussion wert
Steuerrecht. In der Kritik am Vorschlag der SPÖ kommen einige Punkte
zu kurz. Etwa der Freibetrag, der den meisten Freiberuflern zugute käme.

VON CHRISTOPH URTZ

Wien. Die von der SPÖ vorgeschla-
gene Wertschöpfungsabgabe war
von Anfang an demGegenwind der
Medien ausgesetzt. Dazu passt
auch eine Analyse der Agenda Aus-
tria, die unlängst medial bekannt
wurde. Allerdings fallen dort wich-
tige Argumente unter den Tisch.

Was will die SPÖ mit der Wert-
schöpfungsabgabe erreichen? Das
SPÖ-Modell, das in der Steuer-
reformkommission 2014 erstmals
vorgelegt wurde, sieht die aufkom-
mensneutrale Umbasierung des
Dienstgeberbeitrags zum Familien-
lastenausgleichsfonds (Flaf) vor.
Die Bemessungsgrundlage soll
zwar verbreitert werden: Statt wie
bisher nur die Lohnsumme soll in
Zukunft auch die Nettowertschöp-
fung erfasst werden; dafür soll im
Gegenzug der Beitragssatz von 4,5
auf 3 Prozent gesenkt werden, also
um ein Drittel. Dadurch soll der
Faktor Arbeit um rund zwei Milliar-
den Euro entlastet und die Finan-
zierungsgrundlage des Sozialstaa-
tes nachhaltig abgesichert werden.

„Trifft vor allem Freiberufler“
Laut Medienberichten hat die
Agenda Austria das Modell analy-
siert, und zwar insbesondere in
Hinblick auf die Belastungsver-
schiebungen zwischen den Bran-
chen. Sie kommt zum Ergebnis,
dass vor allem Freiberufler und Ein-
zelunternehmer betroffen sind.
„Tierärzte, Dolmetscher, Architek-
ten und Anwälte müssten ein Viel-
faches der jetzigen Belastung tra-
gen. Dort arbeiten aber keine Robo-
ter“, so Studienautorin Köppl-Tury-
na gegenüber dem „Kurier“. Daraus
folgert die Agenda, dass die Wert-
schöpfungsabgabe am Ziel vorbei-
schießt und die Falschen trifft.

Die aufkommensneutrale Um-
basierung einer bestehenden Steuer
führt zwangsläufig zu Belastungs-
verschiebungen zwischen den Un-
ternehmen und Branchen. „Die
Presse“ hat bereits vor Monaten

SPÖ-interne Berechnungen zu die-
sen Verschiebungen publiziert: Be-
schäftigungsintensive Branchen wie
Handel, Tourismus, Bau und Indus-
trie profitieren, es verlieren Banken
und Wohnungswirtschaft sowie
Dienstleister mit wenig Beschäftig-
ten, aber hohen Gewinnen, z. B.
Zahnärzte. Dass die Agenda Austria
diese Ergebnisse bestätigt, ist eine
Fleißaufgabe ohne Neuigkeitswert.

Die Argumentation der Agenda
verdient aber so, wie sie in denMe-
dien publiziert wurde, Kritik (die
Studie selbst ist noch nicht online).

Keine Rede vonMaschinen
Erstens unterliegt sie offenbar dem
Missverständnis, die Wertschöp-
fungsabgabe soll nur jene Bran-
chen besteuern, in denen Maschi-
nen („Roboter“) tätig sind. Eine
solche Einschränkung war, schon
aus Gründen des Gleichheitssatzes,
offensichtlich nie vorgesehen. So-
mit werden jene Branchen, in de-
nen Personal tätig ist, zwar auch
besteuert; die Senkung des Steuer-
satzes soll aber gerade personal-
intensive Branchen entlasten.

Zweitens übersehen die Agen-
da-Rechnungen offenbar den Frei-
betrag: Der SPÖ-Vorschlag – sowohl
in der „Presse“ vom 19. August als
auch in der Steuerreformkommissi-
on 2014 beschrieben – sieht einen
Freibetrag für kleine Unternehmen
bzw. Selbstständige vor (ohne einen
konkreten Betrag zu nennen). Es
verwundert nicht, dass die Agenda
die kleinen Selbstständigen über-
proportional betroffen sieht. In
einer umfassenden Berechnung
müsste dieser Freibetrag jedoch
(unter verschiedenen Annahmen)
berücksichtigt werden. Laut Statistik
Austria verdienen 75 Prozent aller
Selbstständigen weniger als 25.000
Euro jährlich. Würde man einen
Freibetrag von 30.000 Euro vorse-
hen (in etwa das Medianeinkom-
men), lösen sich die Mehrbelastun-
gen für die meisten in Luft auf, weil
ihre wichtigste Wertschöpfungs-
komponente – der Gewinn – durch

den Freibetrag praktisch wegfällt.
Für die mehr verdienenden Freibe-
rufler reduziert der Freibetrag die
Belastung zumindest erheblich.

Drittens ist die Interpretation
der Ergebnisse irreführend, wenn
unterstellt wird, dass Digitalisie-
rungsgewinne durch Roboter von
der Abgabe nicht erfasst wären. Da-
bei verwechselt die Agenda Austria
die statischen und dynamischen
Auswirkungen. Im Jahr der Umstel-
lung (von Lohnsumme auf Netto-
wertschöpfung) profitiert die Indus-
trie zwar, weil sie sehr beschäfti-
gungsintensiv ist. Wenn die Indus-
trie aber künftig Menschen durch
Maschinen ersetzt (dynamisch),
dann muss sie laut SPÖ-Vorschlag
weiter Flaf-Beiträge zahlen, im Sta-
tus quo aber nicht. In Zukunft tritt
also genau der Lenkungseffekt ein,
den die SPÖ erreichen will.

Panikmache um Investitionen
Viertens: Da die Wertschöpfungs-
abgabe nicht an die subjektive Grö-
ße Gewinn, sondern an die objek-
tive Größe der Wertschöpfung an-
knüpfen soll, werden dem Gewinn
Fremdkapitalzinsen sowie Miet-
und Pachtzinszahlungen hinzuge-
rechnet. Insbesondere Zinsen sol-
len daher nicht abzugsfähig sein.
Die Agenda Austria befürchtet des-
halb einen „Rückgang an Investitio-
nen“. Dieses Argument scheint aber
doch reichlich übertrieben, um
nicht zu sagen, Panikmache zu sein
– allein schon angesichts des ein-
malig niedrigen Zinsniveaus, das
nach Einschätzung vieler Ökono-
men noch Jahre anhalten soll.

DieWertschöpfungsabgabe ent-
lastet personalintensive Branchen.
Daher würden Österreichs wichtigs-
te Exportsektoren – (personalinten-
sive) Industrie und Tourismus –
von ihrer Einführung profitieren.
Immerhin scheint die Agenda Aus-
tria aber zumindest dieses Ergebnis
zu bestätigen.

MMag. Dr. Urtz ist Universitätsprofessor für
Finanzrecht an der Universität Salzburg.
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